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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Die parlamentarische Sommerpause endete 
für mich schon früher als für die meisten 
meiner Kolleginnen und Kollegen. In drei 
Sondersitzungen hat sich der 
Finanzausschuss mit dem Skandal um die 
Wirecard AG beschäftigt. Über 20 Stunden 
intensiver Befragungen haben für mich eins 
ganz deutlich gemacht: Wir brauchen eine 

vollständige Transparenz der Umstände, die zu diesem Desaster für den deutschen 
Finanzstandort geführt haben. Die Opposition ist der Auffassung dies mit einem 
Untersuchungsausschuss erreichen zu können. Das ist ihr gutes Recht. Als CDU und CSU werden 
wir die politische Aufklärung intensiv weiter vorantreiben, auch im Finanzausschuss.  
 
Die CSU im Bundestag startet mit einem starken Kick-Off in das zweite politische Halbjahr! Wir 
haben die Weichen für die nächsten Monate gestellt und ein starkes Aufbruchssignal gesendet. 
Wir werden unser Land mit Vollgas aus der Krise bringen:  Deutschland  muss 
wettbewerbsfähiger, nachhaltiger und innovativer werden! Es geht um Chancen, Jobs und 
Innovationen! Wir brauchen ein Unternehmensstärkungsgesetz mit einem Steuerdeckel von 25 
Prozent, eine Erhöhung der Forschungszulage auf 8 Millionen Euro, eine Erhöhung der Minijob ɀ 
Grenze auf 600 Euro und einen Freibetrag für Homeoffice auf 600 Euro. Für Alleinerziehende 
wollen wir den Freibetrag langfristig verdoppeln und bei den Kinderbetreuungskosten eine volle 
steuerliche Absetzbarkeit durchsetzen. Das ist ein starkes Paket! 
 
Die zurückliegende Doppel-Sitzungswoche war nur so gespickt mit zahlreichen 
Gesetzesvorhaben, die wir in den Arbeitsgruppen der Fraktion, den Fachausschüssen und im 
Plenum auf den Weg gebracht oder abgeschlossen haben. In meinem Newsletter möchte ich Sie 
wieder in kompakter Form darüber informieren.  
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen!  
 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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             Für Nürnberg in Berlin 

 

WOCHE DER NACHHALTIGKEIT 

Schöpfung bewahren ς Wohlstand erhalten 
 

ȵ.ÁÃÈÈÁÌÔÉÇËÅÉÔȰ ÉÓÔ ÉÎ ÁÌÌÅÒ -ÕÎÄÅȢ ,ÁÎÄÌßÕÆÉÇ ×ÉÒÄ ÄÅÒ "ÅÇÒÉÆÆ ÖÏÒ ÁÌÌÅÍ ÍÉÔ +ÌÉÍÁÓÃÈÕÔÚ 
gleichgesetzt, dabei berührt das Prinzip der Nachhaltigkeit alle Politikbereiche. Auf 
Initiative des Unionsfraktionschefs Ralph Brinkhaus ist die kommende Sitzungswoche des 
Bundestags diesem Querschnittsthema gewidmet. Dabei legt die CDU/CSU -Fraktion 
besonderen Wert auf nachhaltige Finanz en, die Bewahrung der Schöpfung sowie Bildung 
und Forschung.  
 

 
 

 
 
Nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit sollte man so handeln und wirtschaften, dass die 
Lebensgrundlagen für die nachfolgenden Generationen erhalten bleiben.  Uns sind solide 
Finanzen ein besonderes Anliegen. Hierbei bedeutet Nachhaltigkeit, den Kindern und Enkeln 
keine Schuldenberge zu hinterlassen, die ihre Handlungsfähigkeit einschränken würden. Nach 
dieser Maxime handeln wir grundsätzlich. So haben wir seit 2014 ausgeglichene Haushalte 
vorgelegt und im Jahre 2019 erstmals seit 17 Jahren die Gesamtverschuldung unter 60 Prozent 
gesenkt ɀ womit die Erfordernisse des Maastricht-Vertrags der Europäischen Union erfüllt 
wurden.  
 
Um die Corona-Krise abzufedern, war es nötig und sinnvoll, neue Schulden aufzunehmen. Für uns 
steht jedoch fest, dass die Krise nicht dauerhaft als Vorwand benutzt werden darf, über die 
finanziellen Verhältnisse zu leben. Ab 2022 wollen wir die im Grundgesetz verankerte 
Schuldenbremse wieder einhalten. Denn auch Verfassungstreue und Zuverlässigkeit sind 
Facetten der Nachhaltigkeit. Mit der Rückzahlung der Corona-Schulden soll spätestens 2023 
begonnen werden. Im Sinne der Generationengerechtigkeit sollen sie 20 Jahre später getilgt sein.  
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DEUTSCHE WALDTAGE 

Unser Wald muss widerstandsfähig werden ς Ein Baum für 

den Wahlkreis von Sebastian Brehm 
 

 
Eine wichtige Funktion für den Klimaschutz hat der Wald. Ein Drittel der Fläche Deutschlands ist 

mit Wäldern bedeckt. Sie sind nicht nur Lebensraum für Tiere und Pflanzen oder Erholungsgebiet 

für Menschen, sie sind auch ein wirtschaftlicher Faktor und eine CO2-Senke. Stürme, Dürre, 

Waldbrände und Schädlinge haben dem Wald in den vergangenen Jahren enorm zugesetzt. Der 

7ÁÌÄ ÉÍ +ÌÉÍÁÓÔÒÅÓÓȰ ÉÓÔ ÁÕÃÈ ÄÁÓ 4ÈÅÍÁ ÄÅÒ ÄÒÉÔÔÅÎ $ÅÕÔÓÃÈÅÎ 7ÁÌÄÔÁÇÅȟ ÄÉÅ ÄÁÓ 

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft vom 18. bis 20. September gemeinsam mit 

dem Deutschen Forstwirtschaftsrat veranstaltet. Die zahlreichen Funktionen, die ein 

bewirtschafteter Wald erfüllt, sollten wir uns immer wieder bewusst machen. Der Wald ist unser 

Partner Nummer eins im Klimaschutz und das Sinnbild für Nachhaltigkeit. Als natürlicher CO2-

Speicher spielt ein gesunder Wald eine unverzichtbare Rolle für die intakte Zukunft unseres 

Planeten. Es ist an der Zeit, den Spaten, in die Hand zu nehmen und die Bäume zu pflanzen, unter 

denen unsere Enkel spielen werden.  

 

Fraktionsvorsitzender Ralph Brinkhaus und Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner 

haben am Freitag ÖÏÒ ÄÅÍ 2ÅÉÃÈÓÔÁÇ ÚÕ ÅÉÎÅÒ ȵ6ÅÒÔÅÉÌÁËÔÉÏÎ "ÁÕÍÓÅÔÚÌÉÎÇÅȰ aufgerufen. Jede und 

jeder Abgeordnete der Fraktion erhält einen solchen Setzling, um ihn in ihrem oder seinem 

Wahlkreis einzupflanzen. Verteilt werden Eichen, Rotbuchen, Weißtannen und Douglasien. Sehr 

gerne habe ich auch eine schöne Buche in Empfang genommen, die ich nun in Nürnberg 

einpflanzen werde. 
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REFORM DER KFZ-STEUER  

Schub für emissionsarme Autos  
 

Im Klimaschutzprogramm 2030 wurde vereinbart, dass die KfZ -Steuer bei Neuwagen 
künftig anders berechnet werden soll. Änderungen ergeben sich insbesondere für 
Elektroautos und emissionsarme Fahrzeuge.  
 

 
 
 

Das heißt konkret: Autos, die ausschließlich elektrisch betrieben und bis zu diesem Zeitpunkt 

erstmals zugelassen werden, sind bis zum 31. Dezember 2030 weiter von der Steuer befreit. Die 

Kfz-Steuer wird ökologischer. Bei Neuwagen gilt der Grundsatz: CO2 runter, Steuern runter! Die 

Reform zielt auf weniger Emissionen, nicht auf mehr Einnahmen. Ziel ist es, die Nachfrage auf 

Fahrzeuge mit reduziertem Emissionspotenzial zu lenken. 

 

Um besonders emissionsarme Fahrzeuge zu fördern, soll die Steuer in Höhe von 30 Euro im Jahr 

für Pkw mit einem CO2-Ausstoß bis 95 Gramm pro Kilometer für fünf Jahre, längstens bis zum 31. 

Dezember 2025, nicht erhoben werden. Diese Regelung gilt für Autos, die zwischen dem Tag des 

Kabinettsbeschlusses und dem 31. Dezember 2024 erstmals zugelassen werden. Grundsätzlich 

soll sich das Gesamtaufkommen der Kfz-Steuer von aktuell rund 9,5 Milliarden Euro nicht 

wesentlich verändern. Wie bisher soll die Kraftfahrzeugsteuer aus Hubraum und einer 

Klimakomponente errechnet werden. Das erste Element bleibt gleich, um das Aufkommen zu 

stabilisieren. Das zweite Element wird verschärft: Für jede Stufe soll ein CO2-Satz ermittelt und 

die einzelnen Beträge anschließend addiert werden. Mit dem Gesetz bringen wir die 

umweltfreundliche Mobilität weiter voran. Nicht zuletzt würden auch für Hersteller und Firmen 

Anreize geschaffen, schnell bessere und effektivere E-Fahrzeuge auf den Markt zu bringen. 
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ENTLASTUNG UNSERER KOMMUNEN 

Bund lässt Kommunen nicht im Stich ς nach Nothilfe Rückkehr 

zur verfassungsmäßigen Ordnung  
 

Der Deutsche Bundestag hat eine Änderung des Grundgesetzes zur umfangreichen 

finanziellen Entlastung der Kommunen und neuen Länder beschlossen . Nun müssen die 

Länder den Weg im Bundesrat frei machen.  

 

 
 

In 2./3. Lesung beschloss der Deutsche Bundestag eine Änderung der Artikel 104a und 143h des 

Grundgesetzes. Durch die Änderungen schaffen wir eine rechtssichere Basis für die im Rahmen 

des Corona-Konjunkturpakets beschlossene finanzielle Entlastung der Kommunen. Dazu zählt der 

rechtliche Rahmen für eine Erhöhung des Anteils des Bundes an den Ausgaben für die Leistungen 

für Arbeitssuchende in der Grundsicherung. Des Weiteren wird eine einmalige 

Ausnahmeregelung geschaffen, die es dem Bund ermöglicht, den Kommunen im Jahr 2020 einen 

pauschalen Ausgleich der pandemie-bedingten Gewerbesteuerausfälle zu gewähren. Dieser wird 

jeweils zur Hälfte durch Bund und Länder finanziert. Zudem wurde ein Gesetz zur finanziellen 

Entlastung der Kommunen und der neuen Länder beschlossen. Die Länder erhalten aus dem 

Bundeshaushalt einen Betrag in Höhe von insgesamt 6,1 Mrd. Euro, um die zu erwartenden 

Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden für das Jahr 2020 auszugleichen. Zur weiteren 

Stärkung der Finanzkraft der Kommunen wird der Bund dauerhaft weitere 25% und insgesamt 

bis knapp unter 75% der Leistungen für Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende übernehmen. Des Weiteren steigt der Anteil des Bundes an den Erstattungen für 

die Aufwendungen der Rentenversicherung aus den Zusatzversorgungssystemen der ehemaligen 

DDR von 40% auf 50%. 

 

 

 

© picture alliance / chromeorange 
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THEMA WIRECARD  

Gespräch über die Kontrollstrukturen unseres Wirtschafts- 

und Finanzsystems 
 

 
 

Die Insolvenz der Wirecard AG ist in mehrfacher Hinsicht beispiellos. Nie zuvor sah sich der 

renommierte Deutsche Aktienindex DAX mit der Insolvenz einer seiner Unternehmen 

konfrontiert. Die hier bislang enthüllten Vorgänge sind mindestens ein Bilanzskandal. Das 

Ansehen des deutschen Finanzstandorts droht angesichts dieses Skandals erheblichen Schaden 

zu nehmen.  

 

Über die Kontrollstrukturen in unserem Wirtschafts- und Finanzsystem auf ihre 

Funktionsfähigkeit hin kamen die Finanzpolitiker der CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit der 

Wirtschaftsprüferkammer, dem Institut der Wirtschaftsprüfer, der 

Abschlussprüferaufsichtsstelle (APAS) beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

(BAFA) und der Deutschen Prüfstelle für Rechnungslegung (DPR) zu einem Fachgespräch 

zusammen.  

 

Im Lichte des Wirecard-Skandals wurden die gesetzlichen Anforderungen an Wirtschaftsprüfer 

und deren Aussicht kritisch diskutiert. "Der Fall "Wirecard" darf sich nicht wiederholen! Klar ist 

aber auch, dass über den Berufsstand der Wirtschaftsprüfer nicht pauschal geurteilt werden darf", 

stellte Sebastian Brehm fest. 
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DIALOG IM BUNDESTAG  

Sebastian Brehm im Gespräch mit dem bayerischen 

Fleischerhandwerk  
 

 
 

Die massenhaften Corona-Ausbrüche bei Schlachthof-Mitarbeitern im Fall "Tönnies"  haben eine 

ganze Branche in Verruf gebracht. Über die Auswirkungen sprach ich gemeinsam mit meinen 

Kollegen Alois Rainer und Max Straubinger mit dem Fleischerverband Bayern  

(Landesinnungsverband für das bayerische Fleischerhandwerk). Das Gespräch war sehr 

konstruktiv und zielführend.  

 

Der derzeit im Bundestag diskutierte Entwurf eines neuen Arbeitsschutzkontrollgesetzes sieht 

für die fleischerhandwerklichen Betriebe weitreichende Einschnitte vor. Knackpunkt ist die 

Abgrenzung zwischen Handwerk und Industrie.  

 

Hier muss dringend noch einmal nachgebessert werden, damit das Gesetz nicht an der Realität 

vorbei geht. Das Metzgerhandwerk leistet einen sehr wichtigen Beitrag zur Nahversorgung und 

Wertschöpfung gerade auch im ländlichen Raum. Sie tragen maßgeblich zum hervorragenden Ruf 

Bayerns als Spezialitäten- und Genussland bei. 
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PROTEST DES BDS BAYERN GEGEN BONPFLICHT  

{Ŝōŀǎǘƛŀƴ .ǊŜƘƳΥ  αNiemand braucht diese Papierberge!ά 
 

 
 

Über zwei Millionen Kassenbons hat der BDS Bayern (Bund der Selbstständigen)  seit der 

Einführung der Bonpflicht aus Protest gesammelt. In dieser Woche wurden die ungeliebten 

Papierbons im Rahmen einer Protestaktion kistenweise nach Berlin gebracht und zu einer hohen 

Mauer aufgetürmt. Sebastian Brehm  war von Anfang an für eine Belegausgabepflicht nur auf 

Verlangen der Kunden. 99 Prozent aller Unternehmer und Einzelhändler arbeiten übrigens 

ordentlich und tragen so zu einem hohen Steueraufkommen in Deutschland bei.  

 

ȵSpätestens mit der Einführung der neuen Sicherheitskassen müssen auch Papierbons überflüssig 

werden. Es gibt kluge, digitale Lösungen, mit denen man seinen Beleg auch mittels QR-Code 

erhalten kann. Niemand braucht diese Papierberge! Daher habe ich heute auch schon einmal die 

Mauer aus Papierbons eingerissen", sagte Sebastian Brehm. 
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PLENARREDE 

Aktuelle Stunde: Sebastian Brehm spricht zur Lage in Belarus 
 

Mitten in Europa, in Belarus,  werden die Menschenrechte schon seit Jahrzehnten und 

insbesondere jetzt mit Füßen getreten. Seit den offenbar gefälschten Wahlen im August 

demonstrieren die Menschen in Minsk und anderen Orten im Land friedlich für Demokratie und 

gegen Unterdrückung. Es sind vor allem mutige Frauen und junge Mädchen, die sich der 

Polizeigewalt und Repression entgegenstellen. Die ganz überwiegende Mehrheit im Bundestag 

steht hinter diesen mutigen Menschen. Wir dürfen hier nicht länger wegsehen!", hat Sebastian 

Brehm in seiner Parlamentsrede klargestellt. 
 

Die vollständige Plenarrede können Sie anschauen, indem Sie auf die 

Grafik kli cken.   
 

 
  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
�W�o���š�Ì�������Œ���Z���‰�µ���o�]�l���í���{���í�í�ì�í�í�������Œ�o�]�v�� 

 ��  030-227-�ó�ð�ì�ó�ð���{���&���Æ���ì�ï�ì-227-70072   
��   sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

https://youtu.be/SmnGSqnWkZM

